
2. Frage 2: „Verstößt eine innerstaatliche Regelung, die dem 
Staat, den Tarifvertragsparteien und den Parteien eines ein-
zelnen Arbeitsvertrags erlaubt, eine automatische Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen zu einem bestimmten festge-
legten Lebensalter (hier: Vollendung des 65. Lebensjahres) zu 
regeln, gegen das Verbot der Altersdiskriminierung in Art. 1 
und Art. 2 Abs. 1 der „Richtlinie 2000/78/EG des Rates zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
vom 27.11.2000“, wenn in dem Mitgliedstaat seit Jahrzehn-
ten ständig entsprechende Klauseln auf die Arbeitsverhält-
nisse fast aller Arbeitnehmer angewendet werden, gleichgül-
tig, wie die jeweilige wirtschaftliche, soziale, demographische 
Situation und die konkrete Arbeitsmarktlage war?“ 

3. Frage 3: „Verstößt ein Tarifvertrag, der es dem Arbeitgeber 
erlaubt, Arbeitsverhältnisse zu einem bestimmten festgeleg-
ten Lebensalter (hier: Vollendung des 65. Lebensjahres) zu 
beenden, gegen das Verbot der Altersdiskriminierung in Art. 
1 und Art. 2 Abs. 1 der ‚Richtlinie 2000/78/EG des Rates 
zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
vom 27.11.2000‘, wenn in dem Mitgliedstaat seit Jahrzehn-
ten ständig entsprechende Klauseln auf die Arbeitsverhält-
nisse fast aller Arbeitnehmer angewendet werden, gleichgül-
tig, wie die jeweilige wirtschaftliche, soziale und demogra-
phische Situation und die konkrete Arbeitsmarktlage ist?“ 

4. Frage 4: „Verstößt der Staat, der einen Tarifvertrag, der es 
dem Arbeitgeber erlaubt, Arbeitsverhältnisse zu einem be-
stimmten festgelegten Lebensalter (hier: Vollendung des 65. 
Lebensjahres) zu beenden, für allgemeinverbindlich erklärt 
und diese Allgemeinverbindlichkeit aufrecht erhält, gegen 
das Verbot der Altersdiskriminierung in Art. 1 und Art. 2 
Abs. 1 der ‚Richtlinie 2000/78/EG des Rates zur Festlegung 
eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf vom 
27.11.2000‘, wenn dies unabhängig von der jeweils kon-
kreten wirtschaftlichen, sozialen und demographischen Si-
tuation und unabhängig von der konkreten Arbeitsmarkt-
lage erfolgt?“ 

( 1 ) ABl. Nr. L 303, S. 16 

Klage, eingereicht am 2. Februar 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften / Republik Polen 

(Rechtssache C-49/09) 

(2009/C 102/15) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: D. Triantafyllou und K. Herrmann) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 98 der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem ( 1 ) in Verbindung mit ihrem Anhang 
III verstoßen hat, dass sie gemäß Art. 41 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Steuer auf Waren und Dienstleistungen vom 
11. März 2004 in Verbindung mit den Positionen 45 und 
47 des Anhangs III dieses Gesetzes den ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz von 7 % auf die Lieferungen, die Einfuhr und 
den innergemeinschaftlichen Erwerb von Säuglingskleidung 
und Bekleidungszubehör für Säuglinge sowie Kinderschuhen 
angewandt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Nach Ansicht der Kommission verstößt die Anwendung des 
ermäßigten Mehrwertsteuersatzes von 7 % auf die Lieferungen, 
die Einfuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb von Säug-
lingskleidung und Bekleidungszubehör für Säuglinge sowie Kin-
derschuhen gemäß Art. 41 Abs. 2 des Gesetzes über die Steuer 
auf Waren und Dienstleistungen vom 11. März 2004 in Ver-
bindung mit den Positionen 45 und 47 des Anhangs III dieses 
Gesetzes gegen Art. 98 der Richtlinie 2006/112. Die Anwen-
dung dieses ermäßigten Steuersatzes auf die genannten Waren 
falle unter keine der Ausnahmen, die der Republik Polen in 
Anhang XII Kapitel 9 („Steuerwesen“) Nr. 1 Buchst. a und b 
der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Polen 
zur Europäischen Union und Art. 128 der Richtlinie 2006/112 
zugestanden worden seien. 

( 1 ) ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado de lo Mercantil 
n o 4 de Barcelona (Spanien), eingereicht am 13. Februar 

2009 — Axel Walz / Clickair S.A. 

(Rechtssache C-63/09) 

(2009/C 102/16) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Juzgado de lo Mercantil n o 4 de Barcelona (Spanien)
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Axel Walz 

Beklagte: Clickair S.A. 

Vorlagefrage 

Umfasst der Haftungshöchstbetrag, der in Art. 22 Abs. 2 des am 
28. Mai 1999 in Montreal geschlossenen Übereinkommens zur 
Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften im internationalen 
Luftverkehr genannt wird, sowohl materielle als auch immater-
ielle Schäden, die durch den Verlust des Reisegepäcks eintreten? 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs 
(Österreich) eingereicht am 17. Februar 2009 — 

Alexander Hengartner und Rudolf Gasser 

(Rechtssache C-70/09) 

(2009/C 102/17) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführer: Alexander Hengartner, Rudolf Gasser 

Belangte Behörde: Vorarlberger Landesregierung 

Vorlagefrage 

1. Ist die Ausübung der Jagd, wenn der Jagdausübungsberech-
tigte das geschossene Wild im Inland verkauft, eine selb-
ständige Erwerbstätigkeit im Sinn des Art. 43 EG, auch 
wenn aus dieser Tätigkeit insgesamt kein Gewinn erzielt 
werden sollte? 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation 
(Frankreich), eingereicht am 18. Februar 2009 — 
Etablissements Rimbaud SA/Directeur général des impôts, 

Directeur des services fiscaux d’Aix-en-Provence 

(Rechtssache C-72/09) 

(2009/C 102/18) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour de cassation 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: Etablissements Rimbaud SA 

Kassationsbeschwerdegegner: Directeur général des impôts, Direc-
teur des services fiscaux d’Aix-en-Provence 

Vorlagefrage 

Steht Art. 40 des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum einer Regelung wie den Art. 990 D ff. des Code 
général des impôts in ihrer derzeit geltenden Fassung entgegen, 
wonach in Frankreich belegene Immobilien von Gesellschaften 
mit Sitz in Frankreich von der Verkehrswertsteuer in Höhe von 
3 % befreit sind, während diese Befreiung für eine Gesellschaft, 
die in einem nicht zur Europäischen Union gehörenden Land 
des Europäischen Wirtschaftsraums ansässig ist, vom Bestehen 
eines zwischen Frankreich und diesem Staat zur Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung und Steuerflucht geschlossenen Amts-
hilfeabkommens oder davon abhängig ist, dass diese juristischen 
Personen aufgrund eines Staatsvertrags, der eine Bestimmung 
über ein Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsan-
gehörigkeit enthält, keiner höheren Besteuerung unterworfen 
werden dürfen als in Frankreich ansässige Gesellschaften? 

Vorabentscheidungsersuchen des Kassationshofs (Belgien) 
eingereicht am 18. Februar 2009 — Bâtiments et Ponts 
Construction, Thyssenkrupp Industrieservice / Berlaymont 

2000 

(Rechtssache C-74/09) 

(2009/C 102/19) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Kassationshof (Belgien) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerinnen: Bâtiments et Ponts Construction, 
Thyssenkrupp Industrieservice 

Kassationsbeschwerdegegnerin: Berlaymont 2000 SA
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